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KantonZug
Montag, 2. März 2020
EindunklesKapitelUnterägererGeschichte
Wer zu stark von bürgerlichenWerten abwich, wurde hart bestraft, zeigt dieHistorikerin Judith Kälin in ihrerMasterarbeit auf.
FabianGubser
41 sogenanntekorrektionelleAnstalts-
versorgungenvonErwachsenen forder-
tedieBürgergemeindeUnterägeri zwi-
schen 1880 und 1945. Die Betroffenen
kamen in die Strafanstalt Zug oder in
Zwangsarbeitsanstalten der Kantone
Schwyz, Bern, Freiburg und Luzern.
Faktisch hatten sie keine Chance, sich
zu wehren. Dieses dunkle Kapitel der
UnterägererGeschichtewarbisherun-
bekannt.Mit ihrerMasterarbeit gabdie
Stadtzuger Historikerin Judith Kälin
denBetroffenenerstmals eineStimme.
Unten auf dieser Seite sind einige der
Schicksale nacherzählt.
«Es betraf diejenigen, die zu stark
vonderbürgerlichenNormabwichen»,
sagtdie 31-Jährige.Akribisch zeichnete
dieForscherin in ihrerArbeit nach,mit
welchenBegründungendieErwachse-
nen weggesperrt wurden: Wegen
fehlenden Familienunterhalts, ausser-
ehelicher Sexualität, Renitenz im Ar-
menhaus, Nichtsesshaftigkeit, über-
mässigen Alkoholkonsums oder eines
«Hangs zumVergehen». Die Betroffe-
nen wurden teilweise in den gleichen
Institutionen wie verurteilte Straftäter
untergebracht. Kälin geht davon aus,
dass dies fatale Konsequenzen für die
«versorgten»PersonenzurFolgehatte.
Unterägeri war nicht die einzige Ge-
meinde mit dieser Praxis – im ganzen
Kanton gab es im gleichen Zeitraum
über 700korrektionelleVersorgungen.
Ein ähnliches Vorgehen fand zudem
auch inanderenRegionender Schweiz
statt. ImKantonZugdiente alsGrund-
lage dafür ein Gesetz aus dem Jahr
1880, das die Einweisung von «lieder-
lichen»und«arbeitsscheuen»Armen-
genössigen von bis zu drei Jahren in
eine Zwangsarbeitsanstalt erlaubte.
Das Ziel: Ein wirksames Instrument
gegen «selbstverschuldete Armut» zu
schaffen.DiesePraxiswurdenachdem
ZweitenWeltkriegvonAnstaltseinwei-
sungen abgelöst.
In ihrerArbeit entdeckte JudithKä-
lin, die in Zürich Geschichts-, Reli-
gions- und Politikwissenschaft studier-
te, ein Muster bei den Versorgungen:
Erstens wurde jeweils Andersartigkeit
mit Gefahr assoziiert, zweitens sollte
dieseAndersartigkeitdurcheinendiszi-
plinierenden Aufenthalt mit Zwangs-
arbeit«korrigiert»werden.«Manwoll-
te die Leute zu bravenHausfrauen und
produktiven Arbeitern erziehen», sagt
Kälin.Die InformantendesBürgerrates
warenetwaPfarrer,katholischeFürsor-
gevereine, Nachbarn, Ehepartner oder
Verwaltungsangestellte. Die Fälle wur-
den jeweils vereinfacht als Notsituatio-
nen dargestellt, bei denen es nur eine
möglicheLösunggab.DerZugerRegie-
rungsratwinktedieGesuchederBürger-
gemeindeUnterägeri inderRegeldurch.
Diese Fälle stünden in starkem
Gegensatz zum öffentlichen Ge-
schichtsbild der Schweiz, das stets von
einer sehr integrativen Demokratie
ausgeheundvorallemdenKonsensbe-
tone. «Solchen Leuten, die eben nicht
dazugehörten, eine Stimme zu geben,
motivierte mich, dranzubleiben», er-
zählt dieHistorikerin.
Ausnahmebewilligung
fürdieEinsicht inAkten
Das Timing von Kälins Masterarbeit
war für sie ideal. 2015, kurz nach der
Abgabe, begann eine unabhängige Ex-
pertenkommission des Bundes (UEK)
mit einemBericht überdie administra-
tiven Versorgungen. Das Interesse an
der Arbeit innerhalb der Forschungs-
community war deswegen gross: Die
UEKtauschte sichmitKälin ausundzi-
tierte ihre Arbeit.
WiegelangtedieHistorikerinandie
Quellen? Gestützt auf das Öffentlich-
keitsprinzip, begann Kälin ihre Suche
beim Zuger Staatsarchiv.Weil die per-
sonenbezogenenAkten jedochnorma-
lerweise für 100 Jahre gesperrt sind,
musste Kälin eine Ausnahmebewilli-
gungbeantragen.AlsForscherinerhielt
siediese – abernurunter strengenAuf-
lagen: So musste die Historikerin alle
Namen abändern und durfte keine
Fotos derDokumentemachen.
Der Entscheid zum Fokus auf Un-
terägeri fiel aus «forschungspragmati-
schen»Gründen,wie es imFachjargon
heisst. Konkret: Das Bürgerarchiv war
mittelsVerzeichnisses gut erschlossen,
die Fälle waren spannend, und deren
Umfang passte zu einer Masterarbeit.
Sowohl vom Bürgerrat als auch vom
Staatsarchiv Zug seien ihr keine Steine
indenWeggelegtworden, freut sichdie
Forscherin.BeideStellenhätten sie gut
unterstützt – was nicht selbstverständ-
lich sei.
Kälin verrät, wie sie überhaupt auf
dasThemagestossen ist:Bei ihremStu-
dentenjob im Zürcher Staatsarchiv bei
der «Aktenerschliessung». Dort be-
schäftigte sie sichauchmitAkteneines
Erziehungsheimesausden1950er-Jah-
ren.«Mich irritierte,wiemoralisierend
Jugendliche für Lebensstile bewertet
wurden,dieheuteals ‹normal› gelten»,
soKälin.BeispielsweisedasAufsuchen
einer bestimmten Bar, das Hören be-
stimmter Musik oder das Leben im
Konkubinat. Später stiess sie dabei auf
die sogenannten administrativen Ver-
sorgungen.DieserBegriff löste imKan-
tonZug inden1950er-Jahren jenender
korrektionellen Versorgungen ab.
Gleichzeitig strebte die in der Stadt
Zug aufgewachsene Kälin auch einen
Bezug zu ihrem Kanton an. «Hier gab
es zu diesem Zeitpunkt vergleichswei-
se wenig kritische Sozialgeschichts-
schreibung», sagt sie. Als die Forsche-
rin das erwähnteGesetz entdeckte, sei
sie überrascht gewesen, dass sichnoch
niemand damit beschäftigt hatte. Das
Thema liess die sie auch nach der Ab-
gabe ihrerMasterarbeit nichtmehr los:
Seit drei Jahren recherchiert sie nun an
ihrerDoktorarbeit überAnstaltseinwei-
sungen von Erwachsenen im Bereich
der Fürsorge und Vormundschaft –
diesmal jedoch mit Blick auf den gan-
zen Kanton und auf die zweite Hälfte
des 20. Jahrhunderts. Ihr Stipendium,
das für ein Studentenleben reiche,
stammt vom Schweizerischen Natio-
nalfonds. Wie üblich bei Doktorieren-
den, ist sie in einem 60-Prozent-
Pensumangestellt,mussaber fünfTage
proWoche arbeiten.
Judith Kälin wünscht sich, dass die
Aufarbeitungen jeweilsnichtmit einem
Bericht als abgehandelt gelten, sondern
Steine des Anstosses für weitere Dis-
kussionen,Ausstellungenundeineent-
sprechende Anpassung der Schulbü-
cher seien.
Unverantwortlicher Vater
oder Nachbarschaftsstreit?
EineNachbarin wandte sichmit einem
Brief an den Bürgerrat: «Diese Familie
hat nämlich ein furchtbares Leben um
ihren Vater, da er für die Familie nicht
sorgt und alles, was er verdient, ver-
trinkt.» Die Frau machte sich Sorgen,
dass ihr Mann ebenfalls so werden
könne. Der Bürgerrat forderte 1931
einen 12-monatigen Aufenthalt in der
Zwangsarbeitsanstalt Kaltbach. Die
Sichtweise des Betroffenen wies auf
einen Nachbarschaftsstreit hin.
Ein Kinobesuch genügte
für einen Verdacht
Die verheirateMartha Tobler* – sie war
zu diesemZeitpunkt 24 Jahre alt – ging
mit dem wenige Jahre jüngeren Ri-
chard Zemp* ins Kino. Der Bürgerrat
vermutete deswegen, dass die beiden
ausserehelichen Sex hatten. Er schrieb
1932 dem Zuger Regierungsrat einen
Briefmit der Bitte, Tobler «korrektionell
zu versorgen». Das war gleichbedeu-
tendmit Zwangsarbeit oder Gefängnis.
* Alle Namen sind geändert
Das Dienstmädchen, das
amAbend unterwegs war
Die 23-jährige KlaraWinkler* arbeitete
im Jahr 1932 als Dienstmädchen, wo-
bei sie versuchte, «abends auszuge-
hen». Nachdem sie an einem Sonntag
erst um fünf Uhr am Morgen heimge-
kommen war, entliess man sie. Der
Bürgerrat verfügte danach eine korrek-
tionelle Versorgung, der stattgegeben
wurde. Der Verdacht gegen Winkler
lautete: ausserehelicher Sex. Winkler
kam in der Folge in die Strafanstalt
Bellechasse in Freiburg.
Ungenügender
Familienunterhalt?
Die Behördenwarfen dem33-jährigen
Oskar Schmid* vor, dass er verantwor-
tungslos sei und seine Familie bewusst
in eineNotlage bringe. Es fehle ihm an
der nötigen Energie und dem guten
Willen, ständig zu arbeiten. Schmid bat
die Behörden um finanzielle Unterstüt-
zung und schrieb, dass Fremde wie er
«kolossal schikaniert und unterdrückt»
würden. Die Bürgergemeinde wollte
ihn stattdessen 1933 in die Institution
Witzwil in Bern schicken.
Eine «Schnapserin» soll den
Haushalt vernachlässigen
Die 50-jährige Hedwig Wyss* fiel mit
anderen Frauen immer wieder der
Nachbarschaft auf. «DemAlkohol hul-
digende Frauen» fanden sich in deren
Wohnung zusammen, um «in gemüt-
lichemBeisammensein» die «drücken-
den Sorgen» hinunterzuspülen. Auch
weilWyss denHaushalt vernachlässigt
haben soll und «ihr Benehmen auf die
Kinder einen schlechten Eindruck
machte», forderte der Bürgerrat 1915
eine einjährige Internierung. (gub)
Judith Kälin hat unter anderem im Staatsarchiv Akten durchforstet. Bild: Stefan Kaiser (Zug, 12. Februar 2020)
